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Stellungnahme zur Anhörung zur geplanten Reaktivierung der Wasserkraftanlage Böllberger Mühle

Zu dem obengenannten Vorhaben wird folgendermaßen Stellung bezogen:

I.
Entwurfsplanung

Zu 4.7.3., Seite 20:

Hier gilt es auf Grund der hohen Belastungen mit Schwermetallen und chlorierten Kohlenwasserstoffen einen Nachweis über den angedachten Verbleib der ausgebaggerten Sedimente zu erbringen. Eine „normale“ Ablagerung ist nicht möglich. Ebenso nicht ein Verbringen in der Saale.

Im Rahmen der angedachten Steinschüttungen vor dem Einlauf in einer Länge von 18 m und Dicke von 50 cm ist als bedenklich anzusehen, da hier mit umfassenden Zerstörungen an der Ufervegetation zu rechnen ist.

Im Zusammenhang mit dem Rechen und Rechenreinigungsmaschine wird auf einen Fischschonrechen verwiesen, welchen von der Uni Kassel, Versuchsanstalt und Prüfstelle für Umwelttechnik und Wasserbau – FischSchonRechen entwickelt und angeboten wird, verwiesen. Die Dokumente liegen bei.

Dieser Nachweis ist bereits in der Planungsphase allen Verfahrensbeteiligten vorzulegen ! Es ist daher nicht nachvollziehbar, warum diese Aussage nur der unteren Abfall- und Bodenbehörde vorgelegt werden soll. Das Wissen über die Art und Weise sowie den Ort der Verbringung liegt im öffentlichen Interesse und im Interesse der Allgemeinheit. Von daher ist der Vorhabenträger zu einem transparenten Nachweis zu verpflichten.

Hinsichtlich des Fischschonrechens sei auf die Ausführungen der Uni Kassel - Versuchsanstalt und Prüfstelle für Umwelttechnik und Wasserbau mit der Überschrift „Neuartiger Fisch schonender Rechen für Wasserkraftanlagen“ von Reinhard Hassinger verwiesen, Zitat: 
„2.3 Reinigungsverhalten

Die engste Stelle liegt beim Rechen System Oppermann nur ca. 3 bis 4 mm unterstrom der Oberfläche. Wenn Partikel den Rechen nicht passieren können, dann bleiben sie zwangsläufig soweit oben auf dem Rechen hängen, dass sie mit einer zahnlosen Kunststoff-Leiste, die optimal federnd gelagert ist, abgestreift werden können. Da diese Kunststoffleiste nicht exakt mit den Stäben bewegt werden muss wie z.B. eine Harke, entfallen Querkräfte aus der Reinigung. Bei engen Stababständen deutlich unter 20 mm können nur dünne Äste zwischen die Stäbe eindringen, die dann bei Zwängungen keine großen Kräfte mehr ausüben können bzw. leicht abbrechen.

Bemerkenswert ist die Tatsache, dass in diesem Rechen sich praktisch keine Rechengutpartikel in einer hinteren Ebene verklemmen, die von einer Harke nicht erreicht wird. Von einer Wasserkraftanlage an der Lahn ist bekannt, dass der dortige Rechteckstab-Rechen mit 20 mm Stababstand jährlich von Hand mühsam von den verklemmten Holzstückchen, Korken usw. zu befreien ist. Dieses Phänomen tritt beim Oppermann-Rechen nicht mehr auf, da die engste Stelle nur extrem kurz ist und so weit vorne liegt, dass sie von der Rechenreinigung sicher erreicht wird.
2.4 Notwendigkeit eines Grobrechens

Es ist klar, dass ein als Fein-Rechen konzipiertes System einen separaten Grobrechen benötigt. Dieser muss größere Partikel, Baumstämme und Äste sicher zurückhalten. Eine Stabweite von 100 bis 150 mm ist dazu ausreichend.

Welche Grobrechenweite optimal ist, muss noch in der Praxis erprobt werden.

Uni Kassel - Versuchsanstalt und Prüfstelle für Umwelttechnik und Wasserbau - FischSchonRechen 4

Wie ein solcher Grobrechen zu reinigen ist, muss in Abhängigkeiten vom Standort entschieden werden. Bei kleineren Lichtweiten des Grobrechens und normalem Baumbestand am Gewässer dürfte jedoch eine automatische Reinigung sinnvoll sein. Der Bedarf für einen Grobrechen besteht jedoch wohl bei allen Feinrechen-Bauarten.“, Zitat Ende
Von daher sind die Ausführungen des Vorhabenträgers überhaupt nicht nachvollziehbar

Zu 4.7.6., Seite 26:

Im Rahmen einer Konzeption vom 03.07.1996 hatte der Arbeitskreis Hallesche Auenwälder zu Halle (Saale) e.V. (AHA) ein Dokument vorgelegt, was die besondere Schutzwürdigkeit des ca. 1,8 ha großen Mühlwerders und des angrenzenden Mühlgrabens hervorhebt. Ein Eingriff in den Bestand der Insel im Auslaufbereich ist daher nicht akzeptabel, ebenso eine Uferverbauungen auf der gesamten Strecke. Die Konzeption liegt bei.

Hinzu kommt nun, dass das Vorhaben sich im Einflussbereich des Naturschutzgebietes und FFH-Gebietes Rabeninsel und Saaleaue bei Böllberg befindet. 

Die vom Vorhabenträger angeführten Anlandungen und Weichholzauen gehören zu den nach § 30 Absatz 2 Nummern 1 und 4 Bundesnaturschutzgesetz geschützten Biotopen:

§ 30 Gesetzlich geschützte Biotope

(1) Bestimmte Teile von Natur und Landschaft, die eine besondere Bedeutung als Biotope haben, werden gesetzlich geschützt (allgemeiner Grundsatz).

(2) Handlungen, die zu einer Zerstörung oder einer sonstigen erheblichen Beeinträchtigung folgender Biotope führen können, sind verboten:

	
	1. 
	natürliche oder naturnahe Bereiche fließender und stehender Binnengewässer einschließlich ihrer Ufer und der dazugehörigen uferbegleitenden natürlichen oder naturnahen Vegetation sowie ihrer natürlichen oder naturnahen Verlandungsbereiche, Altarme und regelmäßig überschwemmten Bereiche,

	
	2. 
	Moore, Sümpfe, Röhrichte, Großseggenrieder, seggen- und binsenreiche Nasswiesen, Quellbereiche, Binnenlandsalzstellen,

	
	3. 
	offene Binnendünen, offene natürliche Block-, Schutt- und Geröllhalden, Lehm- und Lösswände, Zwergstrauch-, Ginster- und Wacholderheiden, Borstgrasrasen, Trockenrasen, Schwermetallrasen, Wälder und Gebüsche trockenwarmer Standorte,

	
	4. 
	Bruch-, Sumpf- und Auenwälder, Schlucht-, Blockhalden- und Hangschuttwälder, subalpine Lärchen- und Lärchen-Arvenwälder,

	
	5. 
	offene Felsbildungen, alpine Rasen sowie Schneetälchen und Krummholzgebüsche,

	
	6. 
	Fels- und Steilküsten, Küstendünen und Strandwälle, Strandseen, Boddengewässer mit Verlandungsbereichen, Salzwiesen und Wattflächen im Küstenbereich, Seegraswiesen und sonstige marine Makrophytenbestände, Riffe, sublitorale Sandbänke, Schlickgründe mit bohrender Bodenmegafauna sowie artenreiche Kies-, Grobsand- und Schillgründe im Meeres- und Küstenbereich.


Die Verbote des Satzes 1 gelten auch für weitere von den Ländern gesetzlich geschützte Biotope.

(3) Von den Verboten des Absatzes 2 kann auf Antrag eine Ausnahme zugelassen werden, wenn die Beeinträchtigungen ausgeglichen werden können.

(4) Sind auf Grund der Aufstellung, Änderung oder Ergänzung von Bebauungsplänen Handlungen im Sinne des Absatzes 2 zu erwarten, kann auf Antrag der Gemeinde über eine erforderliche Ausnahme oder Befreiung von den Verboten des Absatzes 2 vor der Aufstellung des Bebauungsplans entschieden werden. Ist eine Ausnahme zugelassen oder eine Befreiung gewährt worden, bedarf es für die Durchführung eines im Übrigen zulässigen Vorhabens keiner weiteren Ausnahme oder Befreiung, wenn mit der Durchführung des Vorhabens innerhalb von sieben Jahren nach Inkrafttreten des Bebauungsplans begonnen wird.

(5) Bei gesetzlich geschützten Biotopen, die während der Laufzeit einer vertraglichen Vereinbarung oder der Teilnahme an öffentlichen Programmen zur Bewirtschaftungsbeschränkung entstanden sind, gilt Absatz 2 nicht für die Wiederaufnahme einer zulässigen land-, forst-, oder fischereiwirtschaftlichen Nutzung innerhalb von zehn Jahren nach Beendigung der betreffenden vertraglichen Vereinbarung oder der Teilnahme an den betreffenden öffentlichen Programmen.

(6) Bei gesetzlich geschützten Biotopen, die auf Flächen entstanden sind, bei denen eine zulässige Gewinnung von Bodenschätzen eingeschränkt oder unterbrochen wurde, gilt Absatz 2 nicht für die Wiederaufnahme der Gewinnung innerhalb von fünf Jahren nach der Einschränkung oder Unterbrechung.

(7) Die gesetzlich geschützten Biotope werden registriert und die Registrierung wird in geeigneter Weise öffentlich zugänglich gemacht. Die Registrierung und deren Zugänglichkeit richten sich nach Landesrecht.

(8) Weiter gehende Schutzvorschriften einschließlich der Bestimmungen über Ausnahmen und Befreiungen bleiben unberührt.

Von daher sind derartige Eingriffe nicht zulässig, auch wenn es mit der UNB der Stadt Halle (Saale) abgestimmt sein soll.

Zu 4.8.3., Seite 35

Hier gilt es auf Grund der hohen Belastungen mit Schwermetallen und chlorierten Kohlenwasserstoffen einen Nachweis über den angedachten Verbleib der ausgebaggerten Sedimente zu erbringen. Eine „normale“ Ablagerung ist nicht möglich. Ebenso nicht ein Verbringen in der Saale.

Zu 5., Seiten 36 bis 39:

Die Auswirkungen auf den Mühlgraben und den Mühlwerder werden unterschätzt. Ein Abschneiden von Teilen der Insel und die Errichtung von Ufermauern sowie damit verbundene massive Eingriffe in die Vegetation sind nicht zu akzeptieren. Eine entsprechende Auswirkung auf das gesamte örtliche Flusssystem ist somit keinesfalls auszuschließen.

Die Aussagen des Vorhabenträgers werden wohlwollend zur Kenntnis genommen. Jedoch vermitteln die Planungsunterlagen da ein anderes Bild. 

II.
Umweltverträglichkeitsstudie

Zu Saale und Mühlgraben, Seite 39:

Der Vegetationsbewuchs entspricht weitgehend einer standortgerechten Auenlandschaft. Die Beschattung des Mühlgrabens, welcher künstlich entstanden ist, ist in Folge einer vollkommen normalen schützenswerten Sukzession entstanden.

Daher ist der Begriff sehr naturfern falsch und soll offenbar einen massiven Ausbau rechtfertigen.
Die Realität sieht da anders aus. Daher irrt die UVS.

Zu Hartholzauenwald Rabeninsel WHA-1, Seiten 65/66:

Der Einschätzung, dass sich der Hartholzauenwald nicht selbst wieder naturnaher strukturieren kann ist nicht exakt. Die eigenen Beobachtungen seit dem Jahr 1983 zeichnen da ein anderes Bild auf. Wichtig ist, dass der Auenwald nicht weiter durch unerlaubtes Betreten und am Rand durch weitere Baumaßnahmen beeinträchtigt wird. Insbesondere auch die Angeltätigkeit wirkt sich störend auf die Uferbereiche sowie die Grenzbereiche zwischen Hart- und Weichholzaue aus.

Die Beobachtungen vor Ort zeichnen ein anderes Bild. Von daher bekräftigen wir die Einladung zur Exkursion am 22.02.2014.

Zu Konfliktpunkten:

Die gegenwärtige Planung zeugt von einer unverhältnismäßigen hohen Inanspruchnahme des entwicklungsfähigen jungen Hartholzauenwaldes auf dem Mühlwerder aus. Dies ist inakzeptabel, da hier massiv in die naturnahere Entwicklung eingegriffen wird und massive Eingriffe in die besonders wichtigen Uferzonen erfolgen. Daher ist es unverständlich, dass an den angedachten Standorten die Fischaufstiegsanlage und ein Teil des Kiesbettes im Mühlgraben als Ersatzmaßnahme Darstellung findet. Diese Maßnahmen sind mit massiven Eingriffen in den Auenwald Mühlwerder und damit gekoppelten Fällungen und Bodenabträgen verbunden. Im Auslaufbereich des Mühlgrabens sollte stattdessen der Uferbereich als Überströmungsbereich existent bleiben. Eine Öffnung des alten Auslaufes mit Beseitigung des Schlammes aus dem Mühlgraben sind dafür vollkommen ausreichend. Inwieweit Abträge im Nordbereich mit geringem Steilufer entstehen sollte der Fließdynamik überlassen werden. 

Hinsichtlich der Fischtreppe gilt es den Westrand des Böllberger Wehres zu prüfen. Keinesfalls darf sich der Standort der Fischaufstiegstreppe danach richten, ob standortidentisch die Wasserkanuten ihre Aufstiegsmöglichkeit erhalten. Die Planungen erscheinen übermäßig von den Bedürfnissen der Wasserkanuten geprägt zu sein. Stattdessen haben der landschaftliche und ökologische Wert des Standortes den Ausschlag zu geben. Ebenso die Tatsache, dass das Gesamtgebiet Bestandteil des Überschwemmungsgebietes der Saale ist.

Wie jeder Auenwald bedarf auch der Mühlwerderauenwald einer weitgehend ungestörten Entwicklung. Seit dem Ende der Nutzung als Station „Junge Touristen" im Jahre 1990 hat schon eine bemerkenswerte naturnahere Entwicklung stattgefunden.

Eben, weil die Errichtung der Fischaufstiegsanlage eine gesetzliche Anforderung unabhängig von den sogenannten „Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen“ darstellt, ist eine Hineinrechnung nicht möglich. Wer „Ökostrom“ erzeugen möchte müsste dies schon aus Überzeugung im vollen Umfang von sich aus gewähren wollen. Immerhin liegt das Querbauwerk, welches die Durchlässigkeit des Fließgewässers verhindert und dem Vorhabenträger nicht unerhebliche Einkommen ermöglicht, in seiner Verantwortung. Da der Vorhabenträger offenbar dies im konkreten Fall von sich aus nicht tun würde, besteht eben somit nach der WRRL die gesetzliche Verpflichtung die Durchlässigkeit wenigstens über die Fischaufstiegsanlage zu gewährleisten. Mit sogenannten „Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen“ hat das also nichts im geringsten zu tun. 

Die Beseitigung des Schlammes bezieht sich rein auf den Graben und nicht auf die angrenzenden Bereiche. Dies sei zur Klarstellung noch einmal angeführt. 

Es ist nicht nachvollziehbar, dass am Westrand des Böllberger Wehrs keine Fischwanderbewegung stattfinden soll. Welche Untersuchungen liegen dieser Behauptung zu Grunde ?

Zu Ersatzmaßnahme 6.1.:

Die Rabeninsel hat erfreulicherweise begonnen sukzessiv –gerade auch an dem Hybridpappelstandort- einen standortgerechten Hartholzauenwald zu entwickeln. Zudem dienen die schrittweise abgängigen Hybridpappeln mit ihrem Weichholz als wichtiger Bruthöhlenstandort. Diese sukzessive Entwicklung gilt es nicht durch die Pflanzung nicht autochthoner Stieleichen und Flatterulmen. Stattdessen ist der sukzessiven Entwicklung ein klarer Vorrang einzuräumen. Die Massenabholzungen im NSG und FFH-Gebiet und der Bergung des Holzes stellen einen massiven Eingriff in dem Schutzgebiet dar. Damit verbunden ist die Zerstörung der gut vorangeschrittenen Sukzession in dem Pappelbestand. Es ist davon auszugehen, dass der Pappelbestand in etwa 20 bis 25 Jahren fast vollständig abgängig sein wird. Dies sollte aber eben auf natürliche Art und Weise erfolgen.

Die Bekämpfung des Eschenahorns mit Massenabholzungen im Pulverweidenbereich erscheinen wenig zielführend zu sein. Neben der unverantwortlichen Entstehung von Kahlschlagflächen, sorgt die hohe Reproduktionsrate des Eschenahorns für ein wenig sinnvolles Ergebnis. Es gilt eher dafür Sorge zu tragen, dass menschliche Einflüsse wie Betreten der Uferzonen durch Angler unterbunden werden, um eine sukzessive Entwicklung, welche bereits stattfindet zu befördern. In dem besagten Eschenahornbestand ist übrigens ein standorttypischer Gehölzjungwuchs erkennbar.

Wie bereits ausgeführt hat sich die Rabeninsel schon positiv naturnah sukzessiv weiter als Hartholzauenwald mit Weichholzauenbereichen an den Saaleufern zu entwickeln. Einer Bepflanzung durch den Menschen bedarf es nicht. Diese greifen eher störend in diesen Prozess ein. Der Vorhabenträger wiederholt die sachlich und fachlich irrige Auffassung der unteren Forst- und Naturschutzbehörde der Stadt Halle (Saale) so den Eschenahorn eindämmen zu können. Im übrigen sind beide Behörden nicht für das NSG zuständig.

Zu Ersatzmaßnahmen 6.2.:

Die Errichtung der Fischaufstiegsanlage an dem Standort ist mit umfassenden Eingriffen am Mühlwerder verbunden. Daher kann sie hier nicht als Ersatzmaßnahme herangezogen werden.

Das Einbringen einer Kiesbank in den Mühlgraben erscheint sehr sinnvoll zu sein. Nur sollte dies mit dem vollständigen Erhalt der Nordspitze des Mühlwerders sowie der gegenüberliegenden Flachuferbereiche verbunden sein. Der Auslauf des Mühlgrabens sollte sich an den alten Ausmaßen orientieren. Ebenso erscheint eine Wiederherstellung der alten Uferbefestigungen am Mühlgraben vollkommen ausreichend zu sein. 

Die Errichtung der Fischaufstiegsanlage stellt eine gesetzliche Anforderung unabhängig von den sogenannten „Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen“ dar, somit ist eine Hineinrechnung nicht möglich. Wer „Ökostrom“ erzeugen möchte müsste dies schon aus Überzeugung im vollen Umfang von sich aus gewähren wollen. Immerhin liegt das Querbauwerk, welches die Durchlässigkeit des Fließgewässers verhindert und dem Vorhabenträger nicht unerhebliche Einkommen ermöglicht, in seiner Verantwortung. Da der Vorhabenträger offenbar dies im konkreten Fall von sich aus nicht tun würde, besteht eben somit nach der WRRL die gesetzliche Verpflichtung die Durchlässigkeit wenigstens über die Fischaufstiegsanlage zu gewährleisten. Mit sogenannten „Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen“ hat das also nichts im geringsten zu tun. 

Die Aussagen des Vorhabenträgers zum vollständigen Erhalt der Nordspitze des Mühlwerders und des Auslaufs des Mühlgrabens werden wohlwollend zur Kenntnis genommen. Jedoch vermitteln die Planungsunterlagen da ein anderes Bild.

Zusammenfassung

Es ist unbestritten, dass die Nutzung regenerativer Energieformen eine große Förderung erfahren muss. Nur im konkreten Fall erscheinen die Eingriffe in den Auenwald Mühlwerder, in Saaleuferbereiche und dem Mühlgraben vollkommen unangemessen zu sein. Die daraus resultierenden sogenannten Ersatzmaßnahmen bedürfen ebenfalls einer dringenden Überarbeitung. Insbesondere die Holzungs- und Pflanzungsmaßnahmen auf der Rabeninsel und an den Pulverweiden sowie der Standort der Fischaufstiegsanlage erfordern eine dringende Überarbeitung. Zudem gilt es zu prüfen, inwieweit Versiegelungen zurückgenommen werden können. 

Es muss mehr Beachtung finden, dass das gesamte Gebiet unmittelbarer Bestandteil eines Netzes von landschaftlich und ökologisch wertvollen Bereichen darstellt und zum Überschwemmungsgebiet der Saale gehört. In dem Blickfeld erscheint ein Vororttermin aller beteiligten und interessierten Seiten sehr zum Vorteil zu sein und wird daher dringend angemahnt.

Anbei wird die AHA-Konzeption vom 03. Juli 1996 sowie die von der Uni Kassel, Versuchsanstalt und Prüfstelle für Umwelttechnik und Wasserbau – FischSchonRechen erstellten Angebote zu Fischschonrechen zugesandt.

Die strikte Ablehnung des Vorhabensträgers zu einem Vororttermin ist bedauerlich und zeugt eher von mangelnder Transparenzbereitschaft, welche aber dringend erforderlich ist. Der nunmehrige Erörterungstermin am 22.01.2013 (?) – es sollte bestimmt 22.01.2014 heißen- um 10:00 Uhr kann a) einen Vororttermin keinesfalls ersetzen und ist b) für Ehrenamtliche, welche fest im Berufsleben stehen, schwer bzw. gar nicht umsetzbar. 

Halle (Saale), den 12. Januar 2014

Andreas Liste
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